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Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Dr. Irene Mihalic, Dr. Konstantin von Notz, Monika Lazar,  
Luise Amtsberg, Canan Bayram, Britta Haßelmann, Katja Keul, Filiz Polat,  
Tabea Rößner, Dr. Manuela Rottmann und der Fraktion  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  

Erkenntnisse zu Rechtsextremismus in Polizeibehörden  

Die unter dem Stichwort „NSU 2.0“ bekannt gewordenen Vorkommnisse bei der 
Frankfurter Polizei (vgl. www.hessenschau.de, Sechster Beamter im Frankfurter 
Polizei-Skandal suspendiert, 19. Dezember 2018), in deren Rahmen mindestens 
sechs Beamtinnen und Beamte unter Verdacht stehen, rechtsextremistisch zu sein, 
und sich volksverhetzend in Chatverläufen geäußert zu haben, sowie die erneute 
Verwendung nicht allgemein bekannter Daten in einem weiteren Drohbrief 
(www.sueddeutsche.de, Rechte bedrohen erneut Frankfurter Anwältin, 14. Januar 
2019) und ein weiterer Verdachtsfall in Hessen (www.sueddeutsche.de, Neuer 
Fall von rechten Umtrieben bei der hessischen Polizei, 10. Januar 2019) werfen 
die Frage auf, ob nach Kenntnis der Bundesregierung auch andere Polizeidienst-
stellen der Länder oder des Bundes und/oder der Zoll von entsprechenden Vor-
gängen betroffen sind. Bekannt wurde der Fall in Frankfurt am Main, nachdem 
Ermittlungen zu einem Drohschreiben, welches an eine Anwältin von Nebenklä-
gern im NSU-Prozess versendet worden war, zu einer Verdächtigen in den eige-
nen Reihen der Frankfurter Polizei geführt hatte (vgl. welt.de, Polizisten sollen 
mit Ermordung von Zweijähriger gedroht haben, 15. Dezember 2018; faz.net, Po-
lizisten wegen rechtsextremer Inhalte im Visier, 10. Dezember 2018). 
Meldungen zu rechten Netzwerken in deutschen Sicherheitsbehörden haben sich 
in den letzten Monaten gehäuft (vgl. taz, 21. Dezember 2018 „Hannibals Ver-
ein“), so dass sich Fragen nach dem Problembewusstsein und der Strategie der 
Bundesregierung bei diesem zentralen Thema der inneren Sicherheit stellen. 

Wir fragen die Bundesregierung: 
1. Wurden gegen Beschäftigte der Bundespolizei, des Bundeskriminalamts  

oder des Zolls seit 2016 mit Bezug zu rechtsextremen Verbindungen, Struk-
turen oder Überzeugungen Straf- und/oder Disziplinarverfahren eingeleitet 
(gegebenenfalls bitte soweit möglich nach Eingang, Ereignisort und Ergeb-
nis aufschlüsseln)? 
a) Wie viele dieser Verfahren wurden nach Hinweisen oder Beschwerden 

aus den Reihen der Bundespolizei, des Bundeskriminalamtes oder des 
Zolls eingeleitet? 

b) Wie viele dieser Verfahren wurden nach Hinweisen oder Beschwerden 
aus der Bevölkerung über Beschäftigte der Bundespolizei, des Bundeskri-
minalamtes oder des Zolls an die Behörden eingeleitet? 
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2. Sind der Bundesregierung aus den letzten drei Jahren Übermittlungsmittei-

lungen an den Dienstherren zu strafrechtlichen Verfahren gegen Beschäftigte 
der Bundespolizei, des Bundeskriminalamts oder des Zolls mit Bezug zu 
rechtsextremen Verbindungen, Strukturen oder Überzeugungen bekannt (ge-
gebenenfalls bitte jeweils nach Straftatbeständen und Jahren aufschlüsseln)? 

3. Wie hat sich die bei der Servicestelle des BMI geführte Jahresstatistik über 
die Anzahl der abgeschlossenen Disziplinarverfahren seit 2015 entwickelt 
(vgl. Drucksache 18/5492, Seite 4 unten und Seite 5 oben)? 

4. Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, in denen Beschäftigte der Bundes-
polizei, des Bundeskriminalamts oder des Zolls die Mitgliedschaft in einer 
rechtsextremen Organisation vorgeworfen wurde (gegebenenfalls bitte so-
weit möglich nach Eingang, Ereignisort und Ergebnis aufschlüsseln)? 

5. Sind der Bundesregierung aus den letzten drei Jahren weitere Fälle bekannt, 
in denen Beschäftigte der Bundespolizei, des Bundeskriminalamts oder des 
Zolls seit 2016 im Verdacht standen, Verbindungen zu rechtsextremen Struk-
turen zu haben oder rechtsextreme Überzeugungen zu teilen, und inwiefern 
handelt es sich dabei um Fälle, in denen kein Straf- und/oder Disziplinarver-
fahren eingeleitet worden ist (gegebenenfalls bitte soweit möglich nach Ein-
gang, Ereignisort und Ergebnis aufschlüsseln)?  

6. Wie bewertet die Bundesregierung auch mit Blick auf die mutmaßliche Chat-
Kommunikation im Fall von Martina H. und Carsten M. (www.sueddeut-
sche.de, a. a. O.) die Möglichkeit, dass rechte Netzwerke oft Zugänge zur 
Polizei und darüber auch zu polizeilichen Daten haben könnten? 

7. Wie bewertet die Bundesregierung die Äußerung des Vorsitzenden der Ge-
werkschaft der Polizei Oliver Malchow (Passauer Neue Presse, 19. Dezem-
ber 2018, „Heimliche Radikalisierung auch in Reihen der Polizei“), der zur 
Frage der Anfälligkeit der Polizei für rechtsextremistische Tendenzen gesagt 
hat, dass „zu prüfen wäre“, „ob man bei der Wertevermittlung in der Aus- 
und Fortbildung noch etwas verbessern könne“, da es dort „womöglich“ noch 
mehr zu tun gebe? 

8. Wie bewertet die Bundesregierung die Äußerung des Kriminologen Rafael 
Behr (Spiegel Online, 18. Dezember 2018, Extremismus in der Polizei) zur 
problematischen Wirkung von Chatgruppen unter Polizistinnen und Polizis-
ten, die die Radikalisierung von Beamtinnen und Beamten bei Vorhanden-
sein extremer Orientierungen noch befeuern würden? 

9. Werden innerhalb der Bundespolizei, des Bundeskriminalamts oder des 
Zolls Chatgruppen für dienstliche Zwecke genutzt und falls ja,  
a) auf wessen Veranlassung, in welchem organisatorischem Rahmen und zu 

welchen konkreten Zwecken;  
b) werden diese Chatgruppen moderiert und falls ja, durch wen? 
c) welcher Anbieter wird hierfür verwendet und wer wählt diesen aus?  

10. Gibt es Vorgaben zur Zulässigkeit und Umgang mit Chatprogrammen auf 
dienstlich zur Verfügung gestellten mobilen Endgeräten? 

11. Hat die Bundesregierung sich ggf. nach den Vorkommnissen von Frankfurt 
einen Überblick über Vorkommnisse im Kontext Extremismus bei den Poli-
zeibehörden der Länder verschaffen können und wenn ja, mit welchem Er-
gebnis? 

12. Plant die Bundesregierung sich zukünftig einen vertieften Überblick über 
Disziplinar- und Strafverfahren im Kontext mit Extremismus bei Polizeibe-
hörden der Länder zu verschaffen? 
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13. Wird sich die Bundesregierung auf Ebene der Ständige Konferenz der Innen-

minister und -senatoren der Länder dafür einsetzen, eine Bund-Länder-Sta-
tistik zu Disziplinarverfahren bei den Polizeibehörden mit Extremismus-Be-
zug einzuführen und  
a) wenn nein, warum nicht und  
b) wenn ja, inwiefern schließt das auch die Erarbeitung einheitlicher Erfas-

sungskriterien und eines entsprechenden Meldewesens sein? 
14. Wie geht die Bundesregierung mit der Möglichkeit um, dass bisher fehlende 

Erkenntnisse in diesem Bereich auch die Folge einer unzureichenden Erfas-
sungspraxis sein können? 

15. Wurden im GETZ und im GTAZ bereits Fälle aufgerufen, bei denen Mitar-
beiter oder Mitarbeiterinnen von Sicherheitsbehörden im Fokus der Be-
obachtung standen und wenn ja, wie oft (ggf. tabellarische Aufführung der 
Fälle seit Bestand von GTAZ und GETZ)?  

Berlin, den 15. Januar 2019 

Katrin Göring-Eckardt, Dr. Anton Hofreiter und Fraktion 
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